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Drucksache Nr. 748 


Der Bundesministcr 

für Wirtsdiaft Bonn, den 21. März 1950 

I/A 521/50 B 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anfrage Nr. 59 der Fraktion der SPD - Nr. 662 
der Drucksachen - betr. Förderung des Schiff- 
baues durch die Bundesregierung. 


Die Anfrage Nr. 59 der SPD beantworte ich im Einvernehmen 

mit dem Herrn Bundesminister für Verkehr wie folgt: 

1. Für die Seeschiffahrt ist im Rahmen des Arbeitsbeschaffungs- 
programms die Bereitstellung eines Betrages von 25 Millionen 
DM für die Länder Schleswig-Holstein und Niedersachsen vor- 
gesehen. 

2. Der Entwurf eines Gesetzes über Darlehen zum Bau und Er- 
werb von Handelsschiffen ist im Bundesverkehrsministerium 
fcrtiggestellt. Die Bundesregierung wird über den EntwXirf Be- 
schluß fassen, sobald dieser mit den sonst beteiligten Bundes- 
ministerien abgestimmt sein wird. Ein Gesamtbetrag der Dar- 
lehen ist in dem Entwurf nidit vorgesehen. Über den Gesamt- 
betrag, der in jedem Jahr als Darlehen zur Verfügung gestellt 
werden kann, wird im Rahmen der Haushaltsgesetze Beschluß 
zu fassen sein. Die Bundesregierung nimmt für das Rechnungs- 
jahr 1950 insgesamt 100 Millionen DM in Aussicht. 

3. Bezüglich der Empfehlung des Bundesrats, 150 Millionen DM 
aus den Gegenwertfonds einzusetzen, bleibt die Zustimmung 
der ECA-Verwaltung erforderlich, daß Gegenwertmittel auf 
diese Weise verwandt werden. 

4. Neben den 25 Millionen DM, die im Rahmen des Arbeits- 
beschaffungsprogramms verfügbar gemacht werden, wird der Be- 
trag kurzfristig zur Verfügung gestellt werden, der in der 2. 
Tranche der ERP-Gegenwertmittel für die Seeschiffahrt in Höhe 
von 37 Millionen DM vorgesehen ist. Über weitere zentrale 
Vorfinanzierungsmaßnahmen behält sich die Bundesregierung die 
Entschließung zunädist vor. 
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5. Die Bundesregierung hat seit Anfang Januar 1950 in Noten an 
die Hohen Kommissare die Genehmigung zum Export von 
10 Schiffen über insgesamt 125000 BRT beantragt. Eine Ent- 
scheidung auf diese Noten liegt noch nicht vor. Darüber hin- 
aus hat sie auf Antrag des Bundeswirtschaftsministeriums in 
einer weiteren Note angeregt, die Frage des Baues von Schiffen 
für Exportzwecke einer grundsätzlichen Nachprüfung zu unter- 
ziehen und die Einsetzung einer gemisdhten Kommission zur 
Behandlung dieser Fragen vorgeschlagen. 


Dr. Erhard 



